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Betrifft: Überprüfung der Rechtsordnung auf behindertendiskriminierende Bestimmungen;


	2. Sitzung der Untergruppe „Berufsausbildung-Beschäftigung-Erwerbstätigkeit-Altersvorsorge-Gesundheit“ am 26. Juni 1998;


	Protokoll und Bericht 











In der Beilage werden das Ergebnisprotokoll der Sitzung vom 26.6.1998 und der Bericht der Untergruppe übermittelt.











Mit freundlichen Grüßen


Für die Bundesministerin:


	Dr. Gerd Gruber	XX

















Für die Richtigkeit


 der Ausfertigung:�
Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales


Arbeitsgruppe „Überprüfung der Rechtsordnung auf behindertendiskriminierende Bestimmungen“.





Bericht der Untergruppe 


„Berufsausbildung-Beschäftigung-Erwerbstätigkeit-Altersvorsorge-Gesundheit“





Allgemeines





Das Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales und das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten haben ihre Rechtsgebiete auf mögliche behindertendiskriminierende Vorschriften überprüft. Via Verbindungsstelle der Bundesländer wurden die Länder um Durchforstung ihrer Rechtsvorschriften in den Bereichen Berufsausbildung, Beschäftigung, Erwerbstätigkeit, Altersvorsorge und Gesundheit gebeten.





Die Untergruppe tagte zweimal. In der ersten Sitzung wurden im wesentlichen die Aufgaben der Untergruppe definiert:





Durchforstung von rechtlichen Bestimmungen (Gesetze, Verordnungen, Richtlinien u.ä.) im Hinblick auf mögliche behindertendiskriminierende Bestimmungen,





Überprüfung eines möglichen behindertendiskriminierenden Vollzugs rechtlicher Bestimmungen, soweit dieser nicht nur einen Einzelfall betrifft, sondern allgemeine Praxis ist und





Aufspüren von diskriminierenden sprachlichen Formulierungen in rechtlichen Bestimmungen.











In der zweiten Sitzung erfolgte eine detaillierte Besprechung einzelner Rechtsvorschriften. Der Schwerpunkt lag dabei auf folgenden Bereichen:





Ausgestaltung der Beschäftigungspflicht im Behinderteneinstellungsgesetz,





Überprüfung von Vorschriften, die eine „körperliche Eignung“ zur Absolvierung einer Berufsausbildung bzw. Ausübung eines Berufes zwingend vorschreiben.





Nachfolgend eine Auflistung der im Rahmen der Untergruppe besprochenen Punkte, wobei jeweils Stellungnahmen der betroffenen Ressorts bzw. Bundesländer zu den einzelnen Rechtsvorschriften eingeholt worden sind (die Unterstreichungen beziehen sich auf die vorgebrachten möglichen Diskriminierungen):








1. Behinderteneinstellungsgesetz 


Ressortzuständigkeit: BM f. Arbeit, Gesundheit und Soziales





Beschäftigungspflicht


a) § 1 Abs. 1: Alle Dienstgeber, die im Bundesgebiet 25 oder mehr Dienstnehmer (§ 4 Abs. 1) beschäftigen, sind verpflichtet, auf je 25 Dienstnehmer mindestens einen begünstigten Behinderten (§ 2) einzustellen.





Zweck dieser Regelung ist es, die Beschäftigung begünstigter Behinderter zu fördern. Jeder Dienstgeber soll entsprechend der jeweiligen Pflichtzahl begünstigte Behinderte beschäftigen.





Problem:


Derzeit gibt es rund 68.000 Pflichtstellen, das sind die Stellen, die gemäß der Beschäftigungspflicht mit begünstigten Behinderten besetzt werden müssen. Die Zahl der Pflichtstellen ist im wesentlichen gleichbleibend, wohingegen die Anzahl der begünstigten Behinderten in den letzten Jahren stark gestiegen ist (von rd. 58.000 im Jahr 1994 auf über 71.000 im Jahr 1998). Unter Berücksichtigung der Doppelanrechnung einiger Gruppen von behinderten Menschen ergibt sich eine noch größere Differenz zwischen der Zahl der Pflichtstellen und der Anzahl der begünstigten Behinderten. 





Ergebnis:


Die Untergruppe ist einhellig der Meinung, daß der Pflichtzahlschlüssel gesenkt werden sollte.








b) § 1 Abs. 2: Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann nach Anhörung des Beirates (§ 10 Abs. 2) die Zahl der nach Abs. 1 zu beschäftigenden Dienstnehmer (Pflichtzahl) für bestimmte Gebiete oder Wirtschaftszweige durch Verordnung derart abändern, daß, wenn nicht genügend für Behinderte geeignete Arbeitsplätze zur Verfügung stehen, schon auf je 20 Dienstnehmer oder, wenn bestimmte Wirtschaftszweige aus technischen Gründen der Beschäftigungspflicht nicht nachkommen können, nur auf je höchstens 50 Dienstnehmer mindestens ein Behinderter zu beschäftigen ist.





Diese Regelung bezweckt eine Erleichterung für bestimmte Gruppen von Dienstgebern. Sie geht davon aus, daß in gewissen Wirtschaftszweigen mehr schwere körperliche Arbeit verrichtet werden muß, als in anderen Wirtschaftszweigen und daher die Beschäftigung von behinderten Menschen nur erschwert möglich ist.





Problem:


Nach dieser Bestimmung gibt es daher Ausnahmeregelungen für bestimmte Wirtschaftszweige (zB Elektroindustrie, Fleischwarenindustrie), das heißt, daß für diese Wirtschaftszweige ein höherer Pflichtzahlschlüssel gilt. Nach Ansicht des BM für Arbeit, Gesundheit und Soziales erscheinen diese Ausnahmeregelungen aber nunmehr im Lichte des Gleichheitsgrundsatzes sowie der vom Verfassungsgerichtshof in ständiger Rechtsprechung entwickelten Judikatur, wonach die Verpflichtung zur Entrichtung der Ausgleichstaxe unabhängig von den Gründen der Nichterfüllung besteht, nicht mehr gerechtfertigt.








Ergebnis:


Die Untergruppe ist einhellig der Auffassung, daß diese Ausnahmeregelungen behindertendiskriminierend und daher zu streichen sind.








Berechnung der Pflichtzahl 


c) § 4 Abs. 4: Für die Berechnung der Pfichtzahl sind von der Gesamtzahl der Dienstnehmer, die vom Bund, von den Ländern und jenen Gemeinden, welche Krankenanstalten unterhalten, beschäftigt werden, 20 vH der Dienstnehmer sowie die eingestellten begünstigten Behinderten (§ 2) und Inhaber von Amtsbescheinigungen oder Opferausweisen (§ 5 Abs. 3) nicht einzurechnen. Gleiches gilt für sonstige Dienstgeber, wenn diese Krankenanstalten unterhalten und die Mehrzahl der Dienstnehmer in den Krankenanstalten beschäftigt wird.





Der Abschlag von 20% bei der Berechnung der Pflichtzahl von Gebietskörperschaften und privaten Spitalserhaltern bedeutet, daß nicht auf 25, sondern erst auf 32 Dienstnehmer jeweils ein begünstigter Behinderter eingestellt werden muß.





Problem:


Diese Ausnahmeregelungen widersprechen nach Ansicht des BM für Arbeit, Gesundheit und Soziales dem Zweck der Ausgleichstaxe, die einen Ausgleich zwischen den Dienstgebern, die Behinderte beschäftigen, und jenen, die dies nicht oder in nicht ausreichendem Maß tun können bzw. wollen, herbeiführen soll. Zudem steht die Sonderregelung für Gebietskörperschaften in krassem Gegensatz zu der diesen Dienstgebern zukommenden Vorbildfunktion bei der Beschäftigung behinderter Menschen.





Ergebnis:


Nach einhelliger Meinung der Untergruppe benachteiligen die gegenständlichen Ausnahmebestimmungen behinderte Menschen in ihrer beruflichen Integration und sind daher zu streichen.


Von Vertretern der Behinderten sowie des Grünen Klubs im Parlament und des Parlamentklubs des Liberalen Forums wird die Ansicht vertreten, daß für Bund, Länder und Gemeinden eine unbedingte Einstellungspflicht gelten solle. Das würde bedeuten, daß sich die öffentliche Hand nicht mehr durch Zahlung einer Ausgleichstaxe von der Einstellungsverpflichtung „freikaufen“ könnte. 


Demgegenüber gibt das BMAGS zu bedenken, daß gemäß dem Gleichheitsgrundsatz alle Dienstgeber gleich behandelt werden müssen.








2. ArbeitnehmerInnenschutzgesetz


Ressortzuständigkeit: BM f. Arbeit, Gesundheit und Soziales





Arbeitsstätten in Gebäuden


§ 21 Abs. 5: Arbeitsstätten in Gebäuden sind gegebenenfalls behindertengerecht zu gestalten. Dies gilt insbesondere für Ausgänge, Verkehrswege, Türen und Tore und sanitäre Vorkehrungen, die von behinderten Arbeitnehmern benutzt werden.





Diese Bestimmung wurde entsprechend den EU-Mindestvorschriften in das Gesetz aufgenommen und stellt eine Verbesserung gegenüber der früheren Gesetzeslage dar, die keinerlei diesbezügliche Regelung enthielt.





Problem:


Die behindertengerechte Gestaltung hat nur „gegebenenfalls“ zu erfolgen. 





Ergebnis:


Die gegenständliche Bestimmung wird von der Mehrheit der Untergruppe als benachteiligend angesehen, da durch sie behinderte Menschen von Arbeitsmöglichkeiten ausgeschlossen werden. Der Arbeitgeber muß nämlich erst dann den Arbeitsplatz adaptieren, wenn ein behinderter Arbeitnehmer eingestellt wird. 


Das BMAGS (Zentral-Arbeitsinspektorat) gibt bekannt, daß eine konkretere Verpflichtung der Dienstgeber im ArbeitnehmerInnenschutzgesetz bzw. in der im Entwurf bereits vorliegenden Arbeitsstättenverordnung bisher am Widerstand der Arbeitgeberseite gescheitert ist.


Zudem weist das Zentral-Arbeitsinspektorat in einer schriftlichen Stellungnahme darauf hin, daß aus verfassungsrechtlichen Gründen Regelungen im Bereich des Arbeitnehmerschutzes nur für bereits in Beschäftigung stehende Arbeitnehmer erlassen werden können. Der systematisch richtige Zugang zur Regelung der barrierefreien Gestaltung von Gebäuden wäre daher in den Bauordnungen der Länder vorzunehmen. Dies ist auch bereits in Wien, Kärnten, Vorarlberg und Burgenland geschehen.








3. Schulorganisationsgesetz, Aufnahms- und Eignungsprüfungs-verordnung in Verbindung mit Beamtendienstrechtsgesetz und Vertragsbedienstetengesetz


Ressortzuständigkeit: BM für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten und BM für Finanzen








Aufnahmsvoraussetzungen 


a) § 121 Schulorganisationsgesetz: Voraussetzung für die Aufnahme in eine Pädagogische Akademie ist die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung einer höheren Schule. Ferner ist die körperliche Eignung für die Ausbildung an der Pädagogischen Akademie nachzuweisen. 





Diese Regelung verlangt den Nachweis einer (auch körperlichen) Eignung für die Absolvierung der Pflichtschullehrerausbildung.





Problem:


Durch diese Vorschrift sind bestimmte Gruppen behinderter Menschen aufgrund ihrer Behinderung vom Studium an einer Pädagogischen Akademie ausgeschlossen.





Ergebnis:


Die Mehrheit der Untergruppe vertritt die Auffassung, daß diese Bestimmung behinderte Menschen diskriminieren kann und daher geändert werden sollte.





Das BM für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten weist darauf hin, daß § 121 Schulorganisationsgesetz der Sicherheit der Schüler dient, spricht sich aber für eine differenzierte Betrachtungsweise aus. Nicht jede Behinderung soll ein Ausschlußgrund für die Aufnahme in eine PÄDAK sein, sondern es sollte auf die Eignung zur Wahrnehmung der wesentlichen Aufsichtspflichten ankommen. In diesem Zusammenhang kann sich das BMUkA gewisse Befreiungs- und Differenzierungsbestimmungen bei den Eingangsvoraussetzungen vorstellen. 





Der Vertreter des BM für Finanzen erklärt in seiner Stellungnahme, daß sowohl das Beamten-Dienstrechtsgesetz als auch das Vertragsbedienstetengesetz explizit nur auf die persönliche und fachliche Eignung verweisen, wobei die persönliche Eignung auch die Dimension der körperlichen Eignung umfaßt. Aufgrund der verschiedensten Anforderungsprofile der ca. 180.000 Arbeitsplätze im Bundesdienst wurde bewußt auf die Aufnahme spezieller Eignungsvoraussetzungen verzichtet, sondern der unbestimmte Rechtsbegriff der persönlichen und fachlichen Eignung gewählt. Dieser läßt den vollziehenden Stellen den entsprechenden Spielraum für die im Einzelfall notwendige Prüfung der Eignung. Eine Änderung dienstrechtlicher Vorschriften ist daher nach Ansicht der BMF nicht erforderlich.





Die Vertreterin des Grünen Klubs im Parlament spricht sich für die ersatzlose Streichung dieser Bestimmung aus.








Feststellung der körperlichen Eignung im Rahmen der Eignungsprüfung


b) § 14a Abs. 1: Aufnahms- und Eignungsprüfungsverordnung: Zur Feststellung der körperlichen Eignung des Aufnahmsbewerbers ist im Rahmen der Eignungsprüfung an den Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik und den eine schulärztliche Untersuchung durchzuführen, in deren Rahmen auch eine Aussage über den Grad etwaiger Sprachfehler und deren Behebbarkeit zu treffen ist. Hilfsbefunde von Fachärzten bzw. von Diplomierten Logopäden können eingeholt werden. Bei unbehebbaren Sprachfehlern ist die körperliche Eignung nicht gegeben. 








Problem:


Durch diese Regelung sind bestimmte Gruppen behinderter Menschen aufgrund ihrer Behinderung vom Studium an den Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik bzw. den Bildungsanstalten für Sozialpädagogik ausgeschlossen.





Ergebnis:


Die Untergruppe kommt mehrheitlich zum Schluß, daß die Bestimmung des § 14a Abs. 1 der Aufnahms- und Eignungsprüfungsverordnung behinderte Menschen diskriminieren kann und daher geändert werden sollte. 


Im wesentlichen werden dieselben Argumente wie zum § 121 Schulorganisationsgesetz vorgebracht. 


Die Vertreterin des Grünen Klubs im Parlament spricht sich für die ersatzlose Streichung dieser Bestimmung aus.








4. Richterdienstgesetz 


Ressortzuständigkeit: BM für Justiz und BM für Finanzen





Aufnahmeerfordernisse


§ 2 Abs. 1: Erfordernisse für die Aufnahme in den richterlichen Vorbereitungsdienst sind: ... die uneingeschränkte persönliche, geistige und fachliche Eignung sowie die körperliche Eignung für den Richterberuf. 





Problem:


Diese Bestimmung schließt vor allem sinnesbehinderte Juristen vom Richteramt aus.





Ergebnis:


Die Mehrheit der Untergruppe sieht die gegenständliche Regelung als diskriminierend an.


Das BM für Justiz spricht sich demgegenüber für die unveränderte Beibehaltung dieser Bestimmung aus. Sowohl die dem Richter vorgeschriebene Verfahrensführung als auch die ihm übertragene Entscheidung bedingen die Voraussetzung der körperlichen Eignung. Zur Aufklärung des strittigen Sachverhaltes sei es erforderlich, daß der Richter über die Fähigkeit zu unmittelbarer eigener Wahrnehmung (und zwar auch in optischer und akustischer Hinsicht) verfügt. Ausdrücklich verwiesen wurde auch auf die Prinzipien des in der Menschenrechtskonvention geforderten rechtsstaatlichen Verfahrens (Mündlichkeit, Unmittelbarkeit und freie Beweiswürdigung). 


Überdies sehe die österreichische Bundesverfassung keine „Spezialrichter“ für bestimmte beschränkte Aufgaben vor.








5. Berufsausbildungsgesetz


Ressortzuständigkeit: BM für wirtschaftliche Angelegenheiten





Problem:


Die derzeitige Form der Lehre könnte als benachteiligend vor allem für geistig und lernschwache, aber auch für sinnesbehinderte Jugendliche gesehen werden.


Integration im Ausbildungsbereich erfordert in vielen Fällen eine flexible Gestaltung des Berufsausbildungsgesetzes. Durch variable Dauer der Ausbildung, inhaltliche Anpassung zum Ausgleich behinderungsbedingter Benachteiligungen oder Ersatz des mündlichen Teils der Lehrabschlußprüfungen (zB für Hörbehinderte) könnten die normalen Ausbildungsgänge möglichst vielen behinderten Menschen zugänglich gemacht werden. 


Gewünscht wären daher einerseits eine flexible Gestaltung des Berufsausbildungsgesetzes und andererseits auch andere Formen der Qualifizierungen wie bspw. die sogenannte „Anlehre“ und deren gesetzliche Anerkennung. 





Ergebnis:


Die Mehrheit der Untergruppe ist der Ansicht, daß hier eine Diskriminierung vorliegt und begrüßt eine Flexibilisierung des Berufsausbildungsgesetzes sowie die gesetzliche Anerkennung anderer Ausbildungsformen.


Die Vertreterin des Grünen Klubs im Parlament vertritt allerdings die Meinung, daß es keine zweite Ausbildungsschiene speziell für geistig behinderte Jugendliche geben sollte, da dies ebenfalls diskriminierend wirke.


Das BMwA verweist in seiner schriftlichen Stellungnahme auf die vor kurzem im Parlament verabschiedete Novelle zu § 8b des Berufsausbildungsgesetzes, wonach befristet bis zum 31.12.2002 eine sogenannte Vorlehre „zur Verbesserung der Eingliederung von benachteiligten Jugendlichen mit persönlichen Vermittlungshindernissen“ eingerichtet wurde. Zweck dieser Vorlehre ist die Vermittlung des Bildungsinhaltes des ersten Lehrjahres in höchstens 2 Jahren und damit eine Vorbereitung auf die folgenden Lehrjahre.








6. Gewerbeordnung 


Ressortzuständigkeit: BM für wirtschaftliche Angelegenheiten





Meisterprüfungsordnungen


§ 20 Abs. 1: ... Für Handwerke, die häufig von Behinderten ausgeübt werden, ist in der Meisterprüfungsordnung vorzusehen, daß die Prüfungen in einer dem Gebrechen des Behinderten angepaßten Weise stattzufinden haben. 





Problem:


Ein der Behinderung angepaßter Prüfungsmodus gilt nur für Handwerke, die „häufig von Behinderten ausgeübt werden“. 


Das Wort „Gebrechen“ entspricht nicht mehr dem heute üblichen sprachlichen Standard.





Ergebnis:


Die Untergruppe ist mehrheitlich der Meinung, daß ein der Behinderung angepaßter Prüfungsmodus in allen Meisterprüfungsordnungen vorgesehen sein sollte. 


Weiters sollte das Wort „Gebrechen“ durch einen zeitgemäßen Ausdruck ersetzt werden.


Das BM für wirtschaftliche Angelegenheiten ersucht in seiner schriftlichen Stellungnahme die Behindertenorganisationen um Formulierungsvorschläge bzgl. eines zeitgemäßen Ausdruckes für das Wort „Gebrechen“, da Bereitschaft besteht, die Bestimmung diesbezüglich zu novellieren.





7. Allgemeine Bergpolizeiverordnung 


Ressortzuständigkeit: BM für wirtschaftliche Angelegenheiten





§ 327 Abs. 1: Mit einer Krankheit oder einem Gebrechen behaftete Personen, die infolge ihres Zustandes sich oder andere gefährden können, dürfen beim Bergbau nicht beschäftigt werden.





Die Regelung dient der Sicherheit der im Bergbau Beschäftigten.





Problem:


Die Ausdrucke „Gebrechen“ und „behaftet“ sind nicht mehr zeitgemäß. 


In dieser Bestimmung wird eine - wenn auch nur gedankliche - Verbindung von kranken bzw. behinderten Personen mit einer Gefährdung für andere Personen hergestellt.





Ergebnis:


Die Untergruppe ist mehrheitlich der Ansicht, daß diese Bestimmung diskriminierend ist.


Das BM für wirtschaftliche Angelegenheiten sieht diese Bestimmung als nicht diskriminierend an.








8. Betriebsordnung für den nichtlinienmäßigen Personenverkehr 


Ressortzuständigkeit: BM für Wissenschaft und Verkehr





§ 6 Abs. 1 Z. 2: Der Ausweis ist auszustellen, wenn der Bewerber ... körperlich so leistungsfähig ist, daß er den sich aus der Eigenart des Gewerbes für ihn allenfalls ergebenden Verpflichtungen (insbesondere Verladen von Gepäck und Unterstützung körperlich behinderter Fahrgäste) nachkommen kann. 





Problem:


Die Ausstellung des Taxilenkerausweises und damit die Ermöglichung der Berufsausübung ist abhängig von einer bestimmten körperlichen Leistungsfähigkeit. 


Ergebnis:


Die Untergruppe vertritt mehrheitlich die Meinung, daß diese Bestimmung behinderte Menschen diskriminiert und daher die Voraussetzung der körperlichen Eignung zu streichen wäre. 


Das zuständige BM für Wissenschaft und Verkehr sieht diese Bestimmung nicht als behindertendiskriminierend an. Wie es in seiner schriftlichen Stellungnahme ausführt, soll diese Gesetzesstelle im Gegenteil ein bestmögliches Service gerade für behinderte Menschen sicherstellen.








9. Oberösterreichisches Landesbedienstetenschutzgesetz 


Zuständigkeit: OÖ Landesregierung





Amtsgebäude


§ 18 Abs. 4: Amtsgebäude sind erforderlichenfalls behindertengerecht zu gestalten. Dies gilt insbesondere für Ausgänge, Verkehrswege, Türen und Tore sowie sanitäre Vorkehrungen, die von behinderten Bediensteten benützt werden. 





Problem:


Amtsgebäude sind nur „erforderlichenfalls“ und nicht generell behindertengerecht zu gestalten, was behinderte Menschen von Arbeitsmöglichkeiten ausschließen kann.





Ergebnis:


Die Untergruppe ist mehrheitlich der Meinung, daß diese Bestimmung behinderte Menschen diskriminieren kann und daher - genauso wie die Bestimmung des § 21 Abs. 5 ArbeitnehmerInnenschutzgesetz - zu ändern wäre. 


In seiner schriftlichen Stellungnahme teilt das Amt der Oberösterreichischen Landesregierung mit, daß es diese Gesetzesstelle nicht als diskriminierend ansieht.

















10. Sonderaktion der Gemeinde Wien zur Einstellung behinderter Menschen:


Zuständigkeit: Wr. Landesregierung





Die Stadt Wien führt seit 1981 neben der Integration von Behinderten auf systemisierten Dienstposten auch eine Sonderaktion zur Aufnahme begünstigter Personen im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes durch. Für diese Sonderaktion stehen derzeit 650 Dienstposten zur Verfügung.





Problem:


Für die über die Sonderaktion aufgenommenen behinderten Dienstnehmer gelten die Bestimmungen der Wiener Vertragsbedienstetenordnung in gleicher Weise wie für die nicht behinderten Wiener Gemeindebediensteten. Allerdings sind sie nicht im Rahmen des normalen Stellenplans beschäftigt und könnten in weiterer Folge Benachteiligungen in ihren beruflichen Karrierechancen gegenüber behinderten und nichtbehinderten Dienstnehmern erleiden, die auf einem systemisierten Posten beschäftigt sind.





Ergebnis:


Die Mehrheit der Untergruppe begrüßt die Aktion der Gemeinde Wien, behinderte Menschen, deren Vermittlungschancen am allgemeinen Arbeitsmarkt aufgrund ihrer Behinderung oftmals kaum vorhanden sind (es handelt sich dabei vielfach um geistig und mehrfachbehinderte sowie psychisch behinderte Menschen), beruflich zu integrieren. 





Vertreter der Gemeinde Wien betonen in ihrer Stellungnahme, daß es Ziel der Sonderaktion sei, die Behinderten so weit zu integrieren, daß sie bei Freiwerden eines systemisierten Dienstpostens in der Dienststelle auf diesen versetzt und damit in ein reguläres Dienstverhältnis übernommen werden können.





Vertreter der Behinderten und des Grünen Klubs im Parlament sind der Ansicht, daß die Sonderaktion diskriminierende Elemente enthält.





Die Gemeinde Wien wird daher ersucht, zwei Punkte zu beachten:





- im Rahmen der Sonderaktion aufgenommene behinderte Dienstnehmer sollen die gleichen Karrierechancen wie bereits auf systemisierten Posten arbeitende Gemeindebedienstete haben (insbesondere die Möglichkeit zur Ablegung der Dienstprüfung, wenn sie dies wünschen);


- das Ziel der Erfüllung der Einstellungspflicht der Gemeinde bzw. des Landes Wien darf nicht aus den Augen verloren werden.








							Der Leiter der Untergruppe:








								Dr. Gerd Gruber eh





�



Ergebnisprotokoll


der zweiten Sitzung der Untergruppe 


„Berufsausbildung-Beschäftigung-Erwerbstätigkeit-Altersvorsorge-Gesundheit“





Am 26. Juni 1998 fand unter der Leitung von Sektionschef Dr. Gruber im Lokal IV des Parlaments die zweite Sitzung der Untergruppe betreffend Überprüfung der Rechtsordnung auf behindertendiskriminierende Bestimmungen in den Bereichen Berufsausbildung, Beschäftigung, Erwerbstätigkeit, Altersvorsorge und Gesundheit statt. 





Herr Sektionschef Dr. Gruber begrüßte die Anwesenden und erläuterte für die neuen Mitglieder der Untergruppe nochmals das Ziel der Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Rechtsordnung auf behindertendiskriminierende Bestimmungen. Die Sitzungsteilnehmer sind aus der beiliegenden Anwesenheitsliste ersichtlich.





Zu Beginn der Sitzung wurde den Teilnehmern ein Arbeitspapier des Bundesministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales ausgehändigt, das mögliche behindertendiskriminierende Bestimmungen auflistet.





Folgende Punkte der Tagesordnung sind nicht im Arbeitspapier enthalten und wurden auch nicht besprochen, da sie in die Kompetenz anderer Untergruppen fallen:





Der Tagesordnungspunkt 11 betrifft § 37 des Oberösterreichischen Bautechnikgesetzes und wurde an die für den Bereich Bauen zuständige Untergruppe im Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr abgetreten.





Der Tagesordnungspunkt 12 betrifft § 13 des Wiener Behindertengesetzes (Möglichkeit des Ausschlusses von den Maßnahmen der Eingliederungshilfe in bestimmten Fällen). Da dieses Problem bereits in Zusammenhang mit der Erziehung und Bildung von schulunfähigen Kindern angesprochen worden ist, wurde dieser Punkt an die zuständige Untergruppe im Bundesministerium für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten abgetreten.


Alle anderen Tagesordnungspunkte wurden in der Sitzung besprochen.





Die Ergebnisse der Diskussion sind dem beiliegenden Bericht zu entnehmen, der gleichzeitig auch dem Bundeskanzleramt übermittelt wird.





Herr Professor Barazon kündigte eine schriftliche Stellungnahme zu einzelnen Bestimmungen der Gewerbeordnung an, die seiner Meinung nach behinderte Menschen benachteiligen.





Vertreter von Behindertenorganisationen aus den Bundesländern wurden von Herrn Sektionschef Dr. Gruber ersucht, entstandene Fahrtkosten dem Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales zu übermitteln, da diese für jeweils einen Vertreter pro Behindertenorganisation ersetzt werden können.











								Der Vorsitzende








								     Dr. Gruber eh
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